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Stadtverband Leipzig

Rede auf der Stadtdelegiertenkon-
ferenz am 11. November 2006

Liebe Genossinnen und Genossen,
liebe Freunde!

Ich möchte über die Arbeit der Leipzi-
ger Stadtratsfraktion, deren Vorsitzen-
de ich seit 102 Tagen bin, und die Pro-
blematik Anteilsverkauf an den Stadt-
werken sprechen.

1. Politische Rahmenbedingun-1. Politische Rahmenbedingun-1. Politische Rahmenbedingun-1. Politische Rahmenbedingun-1. Politische Rahmenbedingun-
g e n :g e n :g e n :g e n :g e n :
Auf der bevorstehenden Stadtratssit-
zung am 15. November 2006 soll über
die Einleitung des Verkaufsprozesses
von Anteilen der Stadtwerke entschie-
den werden. Diese Entscheidung steht
im Kontext schwieriger politischer Rah-
menbedingungen:
· Bund-Land-Kommune:
Leipzig befindet sich am Rande der fi-
nanziellen Handlungsunfähigkeit. Da-
für gibt es vielfältige Ursachen, die
durch Bund und Land gesetzt werden.
Einerseits gehen die Einnahmen der
Kommunen zurück. Auch wenn Leipzig
in den vergangenen Monaten von Mehr-
einnahmen bei der Gewerbesteuer pro-
fitiert, haben wir es nach wie vor mit
einer Unterfinanzierung der öffentli-
chen Hand zu tun. Die Steuergesetze
unter Rot-Grün haben hier zu beträcht-
lichen Einnahmeausfällen geführt, de-
ren Folgen noch heute zu spüren sind.
Die versprochene Gemeindefinanzre-
form, die zu sicheren Einnahmen hätte
führen können, ist hingegen ausgeblie-
ben.
Bei den Ausgaben sollten die Kommu-
nen durch Hartz IV spürbar entlastet
werden. Gerade bei den ostdeutschen
Kommunen ist das genaue Gegenteil
eingetreten. Die tatsächlichen Kosten

Mit uns wird es keine Teilprivatisierung
der Stadtwerke geben

der Unterkunft, für die die Städte und
Gemeinden einzustehen haben, sind
auch den pessimistischsten Prognosen
davongelaufen. Damit werden in Leip-
zig die Mehreinnahmen bei der Gewer-
besteuer nahezu vollständig durch die
Mehrausgaben im sozialen Bereich auf-
gebraucht. Auch wenn der Bund sich
künftig mit etwa 31% an den Kosten
der Unterkunft beteiligen will, ist es
eine Frage, inwieweit diese Mittel durch
den Freistaat Sachsen gerecht an die
Kommunen weitergeleitet werden. Zur-
zeit sind die großen sächsischen Städ-
te da eindeutig im Nachteil, allen vor-
an die Armutshauptstadt Leipzig.

· Der neue Oberbürgermeister und sei-
ne Zwänge
Neben den durch Bund und Länder zu
verantwortenden Ursachen für die Ver-
schuldung der Stadt gibt es selbstver-
ständlich auch hausgemachte Proble-
me. Die Stadt hat seit Jahren über ihre
Verhältnisse gelebt, man denke an
Großprojekte und Events, deren nach-
haltiger Nutzen für die Stadt fragwür-
dig ist. Seit Jahren haben wir einen ver-
deckt unausgeglichenen Haushalt, seit
2004 ist er offen unausgeglichen. Auch
in der Zukunft kann von einem ausge-
glichenen Haushalt keine Rede sein.
Das heißt, die Ausgaben übersteigen
die Einnahmen nach wie vor. Daran än-
dern auch Einmalverkäufe nichts.
Ein Verantwortlicher für diese Situati-
on hat sich nach Berlin verdrückt, sein
Nachfolger hat ein schweres Erbe an-
getreten. Monatelang agierte die Stadt
unter einer vorläuf igen Haushalt-
führung. Das bedeutet, sie darf Geld
nur für Pflichtaufgaben ausgeben.
Neuinvestitionen unterliegen den Re-
str iktionen durch das Regierungs-
präsidium.

· Verhältnisse im Leipziger Rathaus
Wie bekannt, agieren im Leipziger
Stadtrat drei große Fraktionen, die na-
hezu gleichgroß sind. Mehrheiten sind
nur möglich, wenn zwei dieser Fraktio-
nen zusammengehen. Je nach Sachla-
ge waren das die Linksfraktion und die
SPD bzw. die CDU und die SPD. In Aus-
nahmefällen gab es auch Abstimmun-
gen, wo CDU und Linksfraktion eine
Mehrheit gegen die SPD-Fraktion bzw.
den Oberbürgermeister gebildet ha-
ben. Es liegt in der politischen Natur
der Sache, dass die kommunalpoliti-
schen Positionen der SPD unseren nä-
her stehen als die der CDU.
Es gab und gibt keine große Koalition.
Das unterscheidet die Situation grund-
sätzlich von der im Landtag und ist
meiner Meinung nach eine Ursache für
ein unterschiedliches Herangehen an
Politik, auch in unserem Stadtverband.
Die Linksfraktion im Landtag hat ein
Viertel der Mandate inne und agiert als
stärkste Oppositionskraf t. Dennoch
kann sie gegen die große Koalition aus
CDU und SPD nur begrenzt etwas durch-
setzen. Daher liegt die Priorität der
Politik im Dresdner Landtag eindeutig
darauf, klar erkennbare Positionen zu
formulieren und nach außen zu tragen,
die den Unterschied zwischen Regie-
rungsparteien und Opposition deutlich
machen.
Im Leipziger Stadtrat ist es dagegen
möglich, im Interesse der Leipziger
Bürger um Mehrheiten zu ringen. Mehr-
heiten sind ohne Kompromisse selten
zu haben. Das bedeutet für unsere Frak-
tion, den schmalen Grat zwischen fun-
damentaler Grundsatzverweigerung
und opportunistischem Ja-Sagertum
zu finden, zu betreten und möglichst
auf keiner Seite abzustürzen. Das ist
eine schwierige und mühselige Aufga-
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be, die nicht nur in den Stadtratssit-
zungen geleistet werden muss, gelei-
stet werden von Menschen in ihrer Frei-
zeit, oft neben einem 40-Stunden-Job.
Die Unterschiede zwischen den Aufga-
ben unserer Genossen im Landtag und
im Stadtrat haben Auswirkungen bis hin
zum Sprachgebrauch. Was man im
Landtag zu Recht als politische
Weicheierei ablehnen würde, kann im
Stadtrat sinnvoll und erfolgreich sein.
Was im Landtag als verbalradikale Op-
position wirkt und sicher auch wirken
muss, hat im Stadtrat so kaum Erfolgs-
chancen.
Wer diesen Unterschied nicht berück-
sichtigt, wird es schwer haben, situati-
onsgerecht und verantwortungsbe-
wusst politisch zu handeln.

2. Zum Anteilsverkauf an den2. Zum Anteilsverkauf an den2. Zum Anteilsverkauf an den2. Zum Anteilsverkauf an den2. Zum Anteilsverkauf an den
Stadtwerken:Stadtwerken:Stadtwerken:Stadtwerken:Stadtwerken:
Im Juli 2006, einen Tag nach der letz-
ten Stadtratssitzung, präsentierte
Oberbürgermeister Jung zwei Vorlagen
mit einem Umfang von 378 Seiten, die
zur Haushaltsanierung den Verkauf von
bis zu 49,9% der kommunalen Stadt-
werke einleiten wollte. Dass die
Haushaltgenehmigung durch das
Regierungspräsidium an die Privatisie-
rung gebunden war, wurde dabei vom
Oberbürgermeister immer wieder kom-
muniziert.

· Problemlage und Diskussion in der
Fraktion
· Erste Meinungsbildung:
Welche Möglichkeiten hatte die Frakti-
on, diesen Beschluss zu verhindern? Es
ging hier weniger um das „Tafelsilber“
als vielmehr um den drohenden Verkauf
einer Milchkuh bzw. einer Gans, die
goldene Eier legt. Aufgrund des Kräf-
teverhältnisses im Stadtrat war klar,
dass die SPD als Bürgermeisterfraktion
entweder uns oder die CDU-Fraktion als
Mehrheitsbeschaffer brauchte. Die
Gratwanderung sah in diesem Fall so
aus: Sollten wir die Politik des kleine-
ren Übels mitgehen? Damit hätten wir
den Boden unseres Kommunalwahl-
programms verlassen, aber schlimme-
res verhindert wie zum Beispiel den
Verkauf weiterer kommunaler Unter-
nehmen. Oder sollten wir uns sofort
fundamental verweigern? Damit wür-
den wir unserem Kommunalwahl-
programm entsprechen, wären sozusa-

gen „die Guten“ und hätten im Übri-
gen das Feld den CDU-Privatisierern
überlassen. Beide Positionen gab es in
der Fraktion und in unserem politi-
schen Umfeld. Beide Positionen wurden
in der Sommerpause in der Öffentlich-
keit dargestellt, was natürlich zur Ver-
wirrungen führte mit den entsprechen-
den Reaktionen besorgter Genossen.
Als einzige – wenn auch ger inge –
Chance, aus diesem Dilemma herauszu-
kommen, sahen wir die Möglichkeit,
eine belastbare Alternative zu entwik-
keln und für diese um Mehrheiten zu
werben. Bis dahin galt es, Sachbe-
denken aufzubauen und gleichzeitig so
lange wie möglich zu verhindern, dass
die SPD sich mit der CDU einigt. Mehr
war nicht drin.

· Zeit gewinnen!
Daher hieß es für uns erst einmal, Zeit
zu gewinnen. Zeit zur Diskussion, Zeit
zur Entwicklung von Alternativen. Denn
wir mussten uns inhaltlich damit aus-
einandersetzen, was die Auswirkungen
des geplanten Anteilsverkaufes über
den Einmaleffekt hinaus für die Stadt
und für die kommunalen Unternehmen
bedeutete. Im Ergebnis wochenlanger
Arbeit in der Fraktion entstand so ein
Bündel von Kritiken und Fragen, die am
5. September 2006 dem OBM überge-
ben wurden. Das verhinderte eine
Beschlussfassung schon am 11. Okto-
ber 2006. Parallel dazu wurde in Zu-
sammenarbeit mit Vertretern der kom-
munalen Unternehmen nach Alternati-
ven gesucht.

· Schritte und Ergebnisse
Es war vor allem der Arbeit von Reiner
Engelmann zu danken, dass wir eine
solche Alternative entwickeln konnten,
die Privatisierungen im Bereich der
Daseinsvorsorge vermieden hätte. Über
diese möchte ich aus Zeitgründen nicht
sprechen, bin jedoch gern bereit, sie
auf entsprechende Anfragen zu erläu-
tern.
Wir haben der Verwaltungsspitze diese
Alternative vorgestellt und wollten sie
zwingen, sie ergebnisof fen im Ver-
gleich zum SWL-Anteilsverkauf zu prü-
fen. Das hatte leider keinen Erfolg. Da-
bei haben wir deutlich gemacht, dass
der Oberbürgermeister mit unseren
Stimmen nicht rechnen kann. So schu-
sterte der OBM auf dem Opernball vom

27.10.06 mit Herrn Achminow von der
CDU ein Bündnis zusammen, um doch
noch einen Erfolg zu erzielen. Die neue
Opernball-Vorlage – fachlich grotten-
schlecht gemacht - wurde schnell
zusammengestrickt und am 1. Novem-
ber 2006 in aller Eile mit den Stimmen
von SPD und CDU im Verwaltungs-
ausschuss durchgepeitscht. Wenige
Stunden danach genehmigte das Re-
gierungspräsidium den Haushalt 2006.
Der neue Beschluss sieht vor, dass nach
den Stadtwerkeanteilen auch Teile der
darüber befindlichen LVV verkauft wer-
den. Mit fatalen Folgen für die Arbeits-
plätze in den künftigen LVV-Unterneh-
men und für die Sozialverträglichkeit
von Preisen und Gebühren, und zwar für
Strom, Gas, Fernwärme, Wasser, Abwas-
ser, Nahverkehrsleistungen, Stadt-
reinigung und Müllabfuhr.
Was bleibt uns auf der parlamentari-
schen Ebene zu tun?
Wir haben vier Änderungsanträge zur
Vorlage ins Verfahren gebracht, die den
Stadtrat zwingen, Punkt für Punkt al-
ternativ abzustimmen.

· FazitFazitFazitFazitFazit:
Wir werden am 15. November den An-
schub des Anteilsverkaufs nicht verhin-
dern können.
Doch haben wir verhindert, dass die CDU
Zeit genug hatte, ihren Privatisierungs-
wahn mit konkreten Schritten zu un-
tersetzen und diese der SPD-Fraktion
aufzuzwingen.
Wir haben eine große Koalition der bei-
den Fraktionen verhindert, um auch in
Zukunft im Interesse der Leipziger-
innen und Leipziger handeln zu kön-
nen. Ich danke für die Aufmerksamkeit
und stehe für Eure Fragen und Meinun-
gen zur Verfügung.              DrDrDrDrDr. Ilse Laut. Ilse Laut. Ilse Laut. Ilse Laut. Ilse Lautererererer

Materialien
Alle Materialien im Zusammenhang
mit dem Beschluss zum Verkauf von
Anteilen der Stadtwerke Leipzig sind
in der Fraktionsgeschäftsstelle ein-
sehbar. Die Änderungsanträge und
Redebeiträge der Fraktion in der
Ratsversammlung vom 15. Novem-
ber 2006 zur entsprechenden Vorla-
ge werden kurzfristig in einer Son-
derausgabe des Löwenzahn zusam-
mengestellt.
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Beschlüsse der 5. Tagung der 10. Stadt-
delegiertenkonferenz der Linkspartei.PDS Leipzig

Finger weg vom Eigentum derFinger weg vom Eigentum derFinger weg vom Eigentum derFinger weg vom Eigentum derFinger weg vom Eigentum der
LeipzigLeipzigLeipzigLeipzigLeipziger Geer Geer Geer Geer Gewwwwwerererererkkkkkscscscscschafhafhafhafhaf tttttererererer

Der Stadtvorstand richtet einen Pro-
testbrief an den Vorsitzenden des DGB,
Michael Sommer, und wendet sich ge-
gen den beabsichtigten Verkauf des
Leipziger Gewerkschaftshauses „Volks-
haus“.

Bekenntnis zum KäferhausBekenntnis zum KäferhausBekenntnis zum KäferhausBekenntnis zum KäferhausBekenntnis zum Käferhaus
Der Linkspartei.PDS-Stadtverband for-
dert vom Oberbürgermeister und Stadt-
rat ein klares Bekenntnis zum Erhalt

der Kindertagesstätte „Käferhaus“ und
die sofortige Rückübertragung der
Einrichtung mit Grund und Boden, ein-
schließlich der zugehörigen Freifläche,
an die Stadt. Die Landtagsabgeordne-
ten werden aufgefordert, sich dafür
einzusetzen, dass die Auszahlung der
Landesfördermittel davon abhängig
gemacht wird.

AktionsprogrammAktionsprogrammAktionsprogrammAktionsprogrammAktionsprogramm
Das Aktionsprogramm 2007 / 2008,
welches auf der Stadtdelegierten-

konferenz beschlossen wurde, ist als
Kopie in der Geschäftsstelle des Stadt-
vorstandes im Liebknecht-Haus erhält-
lich oder im Internet unter

wwwwwwwwwwwwwww.link.l ink.l ink.l ink.l ink sparsparsparsparspar ttttt ei-leipzig.deei-leipzig.deei-leipzig.deei-leipzig.deei-leipzig.de
abrufbar.

Zur aktiven Unterstützung desZur aktiven Unterstützung desZur aktiven Unterstützung desZur aktiven Unterstützung desZur aktiven Unterstützung des
außeraußeraußeraußeraußerparparparparparlamentlamentlamentlamentlamentararararar isciscisciscischen Prhen Prhen Prhen Prhen Prototototote-e-e-e-e-
stes zur Wiedereinführung einesstes zur Wiedereinführung einesstes zur Wiedereinführung einesstes zur Wiedereinführung einesstes zur Wiedereinführung eines

SozialticSozialticSozialticSozialticSozialtickkkkkeeeeets bei der Lts bei der Lts bei der Lts bei der Lts bei der LVBVBVBVBVB
Die Stadtdelegiertenkonferenz solida-
risiert sich mit dem begonnenen Kampf
des außerparlamentarischen Protestes
um die Wiedereinführung eines Sozial-
tickets bei der LVB.

Seminarangebot der Rosa-Luxemburg-Stiftung
PPPPParararararttttteibildungspreibildungspreibildungspreibildungspreibildungsprozesse in derozesse in derozesse in derozesse in derozesse in der
deutschen Arbeiterbewegungdeutschen Arbeiterbewegungdeutschen Arbeiterbewegungdeutschen Arbeiterbewegungdeutschen Arbeiterbewegung

Ein neuer Parteibildungsprozess befin-
det sich in Deutschland auf dem Weg

Die aktuellen Prozesse der Entwicklung
der Linken in Deutschland drängen zu
Fragen an die Geschichte. Die Heraus-
bildung und Entwicklung der Arbeiter-
bewegung, der deutschen wie der
internationalen, war immer ein Prozess
der Formierung, der Brüche und Spal-
tungen, der Neukonstituierung.
Es war immer ein mühsamer und
widerspruchsvoller Prozess. Es ist nütz-
lich, einen Blick auf die Geschichte die-
ses Prozesses zu werfen und dabei
nicht nur das 20. und 21. Jahrhundert
ins Auge zu fassen.
Dies wird mit der vorliegenden Publi-
kation versucht, die Grundlage dieses
Seminarangebots ist. Doch hier sind
Warntafeln aufzustellen!
»Lehren« aus der Geschichte der Art,
dass Geschichte der deutschen Arbei-
terbewegung im Bund der Kommuni-
sten ihren Ursprung hatte und in gera-
der Linie zur Partei »neuen Typus« führ-
te, sind durch den Gang der Geschichte
obsolet geworden.
»Lehren« sind Werk der Geschichts-
schreibung und anderer Erinnerungs-
leistungen, sie sind legitimatorischer,
ideologischer Natur.
Wer mit ihnen hausieren geht, wird
gleichfalls Opfer eigener Wünsche.
Schon Hegel meinte skeptisch, dass aus
Geschichte nur zu lernen sei, dass Völ-
ker und Staaten nichts aus ihr lernten.

Jakob Burckhardt schränkte ein: Das
Studium der Geschichte mache nicht
klug für ein andermal, doch weise für
immer. Was Geschichte in diesem Sinne
leisten kann, ist, »die Muster und Me-
chanismen des historischen Wandels
[…] zu erkennen. Das und nicht Vor-
hersagen oder Hoffnungen sind es«,
bemerkt Eric Hobsbawm zutreffend. In
diesem Sinne sind die geschichtlichen
Erfahrungen der Formierungs- und
Parteibildungsprozesse der deutschen
Arbeiterbewegung unverzichtbar für
die Sicht auf gegenwärtige Entwick-
lungen.
Das einzig sichere Wissen über die Zu-
kunft ist unsere Kenntnis der Vergan-
genheit, so relativ sie sein mag.

VVVVV e re re re re r a n sa n sa n sa n sa n s ttttt a l t u n g s o ra l t u n g s o ra l t u n g s o ra l t u n g s o ra l t u n g s o r t   -   S e m i n a rt   -   S e m i n a rt   -   S e m i n a rt   -   S e m i n a rt   -   S e m i n a r -----
leitung - Tleitung - Tleitung - Tleitung - Tleitung - Teilnahmeeilnahmeeilnahmeeilnahmeeilnahme
Die Seminare finden in Leipzig statt
und dauern jeweils von 10 bis 14 Uhr.
Selbstverständlich ist auch die Teilnah-
me an einzelnen Seminaren möglich.
Wegen der Begrenzung der Teilneh-
merzahl auf 20 ist eine Anmeldung er-
forderlich (die Reihenfolge des Ein-
gangs der Anmeldung entscheidet
über die Berücksichtigung).

Themen und TThemen und TThemen und TThemen und TThemen und Tererererermineminemineminemine
I. Auf der Suche nach einer effektiven
Organisationsform - PROF. DR. WOLFGANG

SCHRÖDER - 20. Januar 2007

II. Einheit und Vielfalt der proletarisch-
sozialistischen Parteibildung im letz-
ten Drittel des 19. Jahrhunderts - PROF.
DR. JUTTA SEIDEL - 10. Februar 2007

III. Der politisch-ideologische Differen-
zierungsprozess in der deutschen Ar-
beiterbewegung während des Ersten
Weltkrieges und seine organisatori-
schen Auswirkungen - PROF. DR. KURT

SCHNEIDER - 17. März 2007

IV. Der deutsche Parteikommunismus –
Konstituierung, Brüche, Spaltungen im
Parteiprozess - PROF. DR. KLAUS KINNER -
28. April 2007

V. Die Gründung der SED. Ein Fazit mit
dem Abstand von sechs Jahrzehnten -
PROF. DR. GÜNTER BENSER - 19. Mai 2007

VI. Schon wieder eine Einheit, aber an-
ders? 60 Jahre nach der letzten Ein-
heitspartei  - DR. STEFAN BOLLINGER - 9.  Juni
2007

LiteraturhinweisLiteraturhinweisLiteraturhinweisLiteraturhinweisLiteraturhinweis
Parteibildungsprozesse in der deut-
schen Arbeiterbewegung. Leipzig:
Rosa-Luxemburg-Stif tung Sachsen
2006.

TTTTTa g u n g s o ra g u n g s o ra g u n g s o ra g u n g s o ra g u n g s o r ttttt
Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e.V.
Harkortstraße 10 · 04103 Leipzig

TTTTTagungsbeitragungsbeitragungsbeitragungsbeitragungsbeitr agagagagag
Pro Seminar wird ein Teilnehmerbeitrag
von 5 Euro erhoben.

TTTTTei lnahmebeseilnahmebeseilnahmebeseilnahmebeseilnahmebes ttttt ätigungätigungätigungätigungätigung
Die angemeldeten Teilnehmer erhalten
eine Bestätigung und weitere Informa-
tionen.

Seminargrundlage ist die Publikation:
Parteibildungsprozesse in der deut-
schen Arbeiterbewegung. Hrsg. von
Klaus Kinner. Rosa-Luxemburg-Stif-
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tung Sachsen 2006 (= Texte zur politi-
schen Bildung. H. 36). 123 S. ISBN 3-
89819-247-4. Kostenbeitrag: 7,00
Euro, Mitglieder der Rosa-Luxemburg-
Stiftung Sachsen 5,00 Euro.
Nach Eingang Ihrer Teilnahmebestäti-
gung senden wir sie Ihnen zu (Preis 5
Euro, mit Rechnung).  Sollten Sie be-
reits im Besitz der Broschüre sein, ver-
merken Sie dies bitte auf der Teilnahme-
bestätigung.

Fragen interessiert und kenntnisreich
geäußert.
Das begnadete Alter von 100 Jahren
liegt wohl in ihrer Familie, ihre Mutter
starb mit 94 Jahren im Nexö-Heim.
Wir wünschen unserer Genossin Elly
Barche weiterhin viel Gesundheit, da-
mit sie noch lange und gerne an den
Diskussionen in unserer kleinen Basis-
gruppe teilnehmen kann, denn wir
schätzen ihre Erfahrungen sehr. Im
Heim wohnen nur noch fünf Genossin-
nen (zwei unter 90 Jahre).
Wir sehr alten Genossinnen haben
Mühe, die Entwicklung insgesamt und
die der Linken.PDS zu verstehen. Wir
versuchen immer wieder aus unserem
Erfahrungsschatz der politischen Ar-
beit die Notwendigkeiten der Gegen-
wart mit Blick in die Zukunft zu disku-
tieren.                     Brünnhilde HentschelBrünnhilde HentschelBrünnhilde HentschelBrünnhilde HentschelBrünnhilde Hentschel

Elly Barche entstammt einer Arbeiter-
familie. Der Vater war Buchbinder und
Elly arbeitete nach ihrer Schulzeit von
1921 – 1929 auch in diesem Fachbe-
reich als Falzerin.
Mit ihren Eltern besuchte sie in ihrer
Jugend Veranstaltungen (Wanderun-
gen und Vergnügungen), die von der

Arbeiterklasse organisiert wurden. Da-
bei lernte sie ihren künftigen Mann
kennen, der Fahnenträger bei der kom-
munistischen Jugend war.
Sie heiratete 1929 (Mann Gleisbauer)
und hatte vier Kinder, von denen noch
zwei leben. Ihre Tochter Rosemarie
(verh.) ist jetzt 67 Jahre alt, war Lehre-
rin und kümmert sich liebevoll um ihre
Mutter Elly. Auch sie hat sich nach 1945
wie Elly im Kampf für die sozialistischen
Ziele engagiert. Elly war jahrelang für
den DFD tätig. Seit 1982 lebt sie im
Seniorenzentrum „Clara Zetkin“ im Be-
treuten Wohnen, erfreut sich einer be-
neidenswerten Gesundheit und geisti-
gen Frische, hat bisher an unseren Mit-
glieder versammlungen regelmäßig
teilgenommen und sich zu politischen

Unsere Genossin Elly Barche ist 100 Jahre alt

Was heißt Gerechtigkeit?Was heißt Gerechtigkeit?Was heißt Gerechtigkeit?Was heißt Gerechtigkeit?Was heißt Gerechtigkeit?
SeminarangebotSeminarangebotSeminarangebotSeminarangebotSeminarangebot

In einer Serie von Seminaren wird die
neuere Philosophie zu diesem Thema
befragt. Über das hinaus, was wir aus
den Medien und von den Einzelwissen-
schaften erfahren, wollen wir zu einem
möglichst umfassenden eigenen Urteil
kommen. Wir werden unsere linke Iden-
tität nicht preisgeben, sondern stär-
ken, indem wir uns auch mit Ideen aus-
einandersetzen, die aus einer anderen
Haltung erwachsen sind. Es wird ein-
führende Referate geben, aber auch
genug Zeit zur Diskussion.
Philosophische Grundkenntnisse sind
nicht erforderlich, wohl aber die Lust,
sich auf Philosophie einzulassen.

VVVVVerererereransansansansanstttttaltungsoraltungsoraltungsoraltungsoraltungsor t - Seminart - Seminart - Seminart - Seminart - Seminar-----
leitung - Tleitung - Tleitung - Tleitung - Tleitung - Teilnahmeeilnahmeeilnahmeeilnahmeeilnahme
Die Seminare f inden in Leipzig statt
und dauern jeweils von 10 bis 16 Uhr.

Sie werden geleitet von DR. EDELBERT RICH-
TER (Weimar) und WOLFRAM TSCHICHE (Klin-
ke). Selbstverständlich ist auch die Teil-
nahme an einzelnen Seminaren mög-
lich. Wegen der Begrenzung der Teil-
nehmerzahl auf 20 ist eine Anmeldung
erforderlich (die Reihenfolge des Ein-
gangs der Anmeldung entscheidet
über die Berücksichtigung).

Themen und TThemen und TThemen und TThemen und TThemen und Tererererermineminemineminemine
I. Gerechte Regierung: Menschen- und
Bürgerrechte - 13. Januar 2007

II. Soziale Gerechtigkeit: Verteilung
von Gütern und Lasten - 3. März 2007

III. Gerechter Krieg? Probleme des Völ-
kerrechts - 14. April 2007

IV. Gerechtigkeit angesichts der
Globalisierung: Weltwirtschaftsord-
nung - 12. Mai 2007

V. Gerechtigkeit gegenüber künftigen
Generationen und der Natur: Nachhal-
tigkeit - Herbst 2007

VI. Geschlechtergerechtigkeit - Herbst
2007

VII. Zusammenhänge und Widersprü-
che zwischen den verschiedenen Di-
mensionen von Gerechtigkeit - Herbst
2007
LiteraturhinweiseLiteraturhinweiseLiteraturhinweiseLiteraturhinweiseLiteraturhinweise
Dieter Birnbacher: Verantwortung für
zukünftige Generationen. Stuttgart
1988.
Ernst Bloch: Naturrecht und menschli-
che Würde. Frankfurt am Main 1985

(zuerst 1961).
Stefan Gosepath, Georg Lohmann: Phi-
losophie der Menschenrechte. Frank-
furt am Main 1998.
Axel Honneth: Kampf um Anerkennung.
Frankfurt am Main 1992.
John Rawls: Eine Theorie der Gerech-
tigkeit. Frankfurt am Main 1979.
Michael Walzer: Sphären der Gerechtig-
keit. Frankfurt am Main 1992.

TTTTTa g u n g s o ra g u n g s o ra g u n g s o ra g u n g s o ra g u n g s o r ttttt
Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e.V.
Harkortstraße 10 - 04103 Leipzig

TTTTTagungsbeitragungsbeitragungsbeitragungsbeitragungsbeitr agagagagag
Pro Seminar wird ein Teilnehmerbeitrag
von 5 Euro erhoben.
Teilnahmebestätigung
Die angemeldeten Teilnehmer erhalten
eine Bestätigung und weitere Informa-
tionen.

A n m e l d u n gA n m e l d u n gA n m e l d u n gA n m e l d u n gA n m e l d u n g
Wir bitten um Anmeldung für die bei-
den Januar-Seminare bis zum 22. De-
zember 2006. Für alle weiteren Semi-
nare liegt die Anmeldefrist jeweils ei-
nen Monat vor dem Seminartermin.

Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e.V.
Harkortstraße 10 - 04107 Leipzig

Tel: 0341 9608531
Fax: 0341 2125877

RosaLuxemburg-
Stiftung.Sachsen@t-online.de
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Erst wenige Tage befanden sich die so-
wjetischen Besatzungstruppen in Leip-
zig als Stadtkommandant Generalleut-
nant Nikolai I. Trufanow am 15. Juli
1945 Erich Zeigner zum neuen Ober-
bürgermeister ernannte. Zeigner war zu
diesem Zeitpunkt ein 59jähriger, be-

reits von Krankheit gezeichneter Mann,
der zum zweiten Mal die politische Büh-
ne betritt – 22 Jahre nach einer impo-
nierenden politischen Karriere als Ju-
stizminister und charismatischer sozi-
aldemokratischer Ministerpräsident
Sachsens, der im Krisenjahr 1923 ge-
meinsam mit den Kommunisten eine
später von der Reichswehr abgesetzte
Regierung gebildet hatte.
Für die SMAD war der gebildete Verwal-
tungsfachmann mit Regierungserfah-
rung der ideale Kandidat. Der neue
Oberbürgermeister spannte in seiner
ersten Rede nach seiner Amtseinfüh-
rung am 14. Juli selbst den Bogen von
der Vergangenheit in die Gegenwart:
„Wie im Jahre 1923 übernehme ich das
Amt in schwerster Stunde... weil ich
heute noch weniger als damals eine
andere geeignete Person für diesen
Posten sehe.“ Zunächst wurde Zeigner
von den Besatzungstruppen allerdings
eher als Befehlsempfänger behandelt,
wenngleich Trufanow nach eigenem

Zur Enthüllung des Erich-Zeigner-Bildes
Bekunden durchaus bemüht war, „der
seelischen Lage des deutschen Volkes
gerecht zu werden“. Die nahezu tägli-
chen Besprechungen auf der Komman-
dantur in der Döllnitzer Straße 25 (heu-
te Lumumbastraße) waren fast aus-
schließlich von der unmittelbaren
Nachkriegslage der schwer getroffenen
Großstadt geprägt: Lebensmittelver-
sorgung, Seuchengefahr, Energie- und
Wasserversorgung, Verkehrswesen, das
Schicksal der Flüchtlinge und nicht zu-
letzt Fragen der Entnazifizierung. Dar-
über hinaus standen die Wiedereröff-
nung der Leipzier Universität und der
Neustart der Messe auf der Tagesord-
nung, beiden Themen wandte sich
Zeigner mit Herzblut zu. Der Fülle die-
ser Aufgaben zeigte er sich durch sei-
nen enormen Fleiß gewachsen. Zeig-
ners Arbeitspensum füllt selten weni-
ger als 16 Stunden täglich. Stets zur
Seite stand ihm seine zweite Ehefrau
Annemarie, die als faktische Privatse-
kretärin nicht nur das familiäre, son-
dern auch das berufliche Umfeld ihres
Mannes behütete.
Bereits ab August 1945 wurde deutlich,
dass Zeigner nicht nur „zum Vortrag“
bei Trufanow erschien, sondern in zu-
nehmenden Maße selbst Fragen auf-
warf und eigenständig Vorschläge mit
dem Ziel der Legalisierung von Vorstel-
lungen des Neuen Rathauses unter-
breitete. Der Oberbürgermeister scheu-
te sich auch nicht, ernste Themen in den
Beziehungen zwischen Besatzung und
Stadt zur Sprache zu bringen und pro-
testierte beispielsweise gegen Über-
griffe und Gewaltakte des sowjetischen
Militärs. Auch überzogene Forderun-
gen zur Demontage von Betrieben ver-
suchte er abzuwehren, allerdings nur
mit mäßigem Erfolg. Zeigners wach-
sende Selbstständigkeit wurde durch
seine zahlreichen Kompetenzen in der
Verwaltung beförder t; da auf der
Reichsebene keine Strukturen mehr
existierten, waren dem Oberbürgermei-
ster nicht nur das Hauptverwaltungs-
amt und damit die gesamte Stadtver-
waltung, sondern zunächst auch sämt-
liche öffentlich-rechtliche Institutio-
nen - darunter die staatseigenen Ban-
ken, Schulen und sogar die Kranken-
kassen – unterstellt.
Daneben hielt er fast jeden Tag wichti-

ge Reden wie beispielsweise bei der
Gründung der Volkssolidarität in Leip-
zig am 6. November 1946; in dieser
Ansprache führte er angesichts der rie-
sigen Herausforderungen der unmit-
telbaren Nachkriegszeit u. a. aus: „Die-
se Aufgaben überschreiten die Lei-
stungsfähigkeit des einzelnen, auch die
der Stadtverwaltung und jeder ande-
ren noch so großen Organisation.“
Es war dieses von ihm selbst benannte
Übermaß an Arbeit, das den gesund-
heitlich ohnehin angeschlagenen Ober-
bürgermeister innerhalb weniger Jah-
re zermürbte. Er starb am 5. April 1949,
vier Tage später fand auf dem Südfried-
hof die Beisetzung Erich Zeigners statt,
der für Leipzig nach dem Krieg gerade-
zu ein Glücksfall war und von Trauer-
redner Fritz Selbmann treffend als Mann
von „großen staatsmännischen Quali-
täten“ gewürdigt wurde.
Es ist eine originelle Bereicherung des
angemessenen Umgangs der Stadt Leip-
zig mit dem Zeignerschen Erbe, dass
nunmehr ab heute nicht nur eine Ge-
denktafel am langjährigen Wohnhaus
der Familie in der Zschocherschen Stra-
ße 21 an ihn erinnert, sondern auch
das wunderschön gestaltete Plakat an
der Stirnwand seines ehemaligen
Wohnhauses.
Dafür möchte ich allen Beteiligten ganz
herzlich danken.

DrDrDrDrDr. V. V. V. V. Volkolkolkolkolker Küloer Küloer Küloer Küloer Külowwwww

Diese Broschüre ist zum Preis von 1,00
Euro in der Geschäftsstelle der Links-
partei.PDS Leipzig im Liebknecht-Haus
erhältlich.



Mitteilungsblatt Nr. 11/12-2006Diskussion6

„Nicht Papiere müssen wir gewinnen,
sondern Menschen“

Linksp artei und DGB fordern Mindestlöhne und
Hände weg von Gewerkschaf tshäusern

In Weinböhla fand am 4. und 5. Novem-
ber 2006 die 2. Tagung des 9. Landes-
parteitages der Linkspartei.PDS Sach-
sen statt.  Gleich zu Beginn berichtete
eine Genossin, Mitglied der Gewerk-
schaft ver.di, über Armut und Leben mit
Hartz IV in der Lausitz. Ihr schloss sich
mit einem Grußwort der Landesvorsit-
zende des DGB Sachsen, Hanjo Lu-
cassen, an. Er prangerte die Gesund-
heitsreform, die Rente mit 67 als
Rentenkürzung und die Verspottung
der Langzeitarbeitslosen und Jugend-
lichen ohne Ausbildungsplatz durch
die Politiker an.  Dagegen begrüßte er
ein bundesweites Ausbildungspro-
gramm für 50.000 Jugendliche, davon
für 3.000  in Sachsen. Er forderte ange-
sichts der Gewinne der Wirtschaft 7,50
Euro/Stunde Mindestlohn. Die sächsi-
sche CDU müsse sich in der Familien-
freundlichkeit an konkreten Taten mes-
sen lassen, d. h. für die über 70.000 im
Einzelhandel Beschäf tigten darf es
nicht nur verlängerte Ladenöffnungs-
zeiten, sondern auch länger geöffnete
und für alle bezahlbare  Kindereinrich-
tungen geben. Den beabsichtigten Ver-
kauf der Gewerkschaftshäuser bezeich-
nete Lucassen als verantwortungslos.
Einmütig stimmten am Sonntag die De-
legierten einer Protestresolution „Hän-
de weg vom Gewerkschaftseigentum! –
Kein Verkauf der Gewerkschaf ts-
häuser!“ zu. Angenommen wurde auch
ein Antrag gegen die Privatisierung der
Deutschen Bahn AG.

LinkLinkLinkLinkLinksparsparsparsparspartttttei sei sei sei sei sttttteht zur Veht zur Veht zur Veht zur Veht zur Verererererantwantwantwantwantwororororor-----
tung für ein soziales und zu-tung für ein soziales und zu-tung für ein soziales und zu-tung für ein soziales und zu-tung für ein soziales und zu-
kkkkkunfunfunfunfunf tsftsftsftsftsfähigähigähigähigähiges Saces Saces Saces Saces Sachsenhsenhsenhsenhsen
In ihrer Rede drückte die Landesvorsit-
zende der Linkspartei.PDS Sachsen und
Landtagsabgeordnete, Dr. Cornelia
Ernst, die Freude des Landesverbandes
über das Urteil des Sächsischen Ver-
fassungsgerichtshofes zur Abweisung
der Klage auf Mandatsaberkennung
von Prof. Peter Porsch aus.
Wie ein roter Faden durchzog die „Ver-
antwortung der Linkspartei.PDS für ein
zukunf tsfähiges und solidar isches

Sachsen“ ihre Rede. Armut ist tief in die
Gesellschaft eingedrungen. Angesichts
4 Mio. Arbeitsloser wächst die Angst um
den Arbeitsplatz auch unter Akademi-
kern und gut Qualifizierten. Dies ist das
Ergebnis von über 8 Jahren Rot/
Schwarz/Grün. In Sachsen sind zig tau-
sende hoch qualif izierte Menschen
ohne Arbeit, viele Schulabgänger ha-
ben keine Lehrstelle oder werden nach
Lehrabschluss nicht übernommen. Ab-
solventen werden als überqualifizierte
Praktikanten wie moderne Sklaven ge-
halten. Sachsen hat die höchste Ab-
wanderungsrate in ganz Deutschland.
Deshalb forderte Conny Ernst, die
Hartz-IV-Gesetze abzuschaffen, Min-
destlöhne zu gewährleisten und die
Schaffung von Arbeitsplätzen  durch
eine aktive Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik. Wir wollen nicht mehr Mi-
litärseelsorger und Ausbilder, sondern
den sofortigen Abzug der Bundeswehr
aus Afghanistan.  Aus der Zivil- ist eine
Kontrollgesellschaft geworden – des-
halb darf es keine biometrischen Per-
sonalausweise, europäische Daten-
pools und die Totalüberwachung mit
Videokameras geben, über die sich ver-
mummte Täter totlachen, da nur die
Opfer registriert werden.
Neben Niederlagen bei OBM-Wahlen in
diesem Jahr gab es auch Erfolge, wie
die Bürgermeisterwahl in Bennewitz.
Eine durchdachte und offensive Perso-
nalpolitik muss vor Ort und auf allen
Ebenen erfolgen. Unter dem Beifall der
Delegierten erklärte die Landesvorsit-
zende, die selbst auch Stadträtin in
Dresden ist: „Das Engagement einiger
Dresdner Stadträte für den Totalverkauf
der Wohnungsbaugesellschaft (WOBA)
war der Glaubwürdigkeit abträglich.
Mehr noch als den Totalverkauf kritisiere
ich, dass einige von ihnen aus diesem
Einzelfall den Verkauf kommunalen
Wohneigentums zur Programmatik der
Partei machen wollten. Bundes- und
Landespartei sind sich einig, dass die
Privatisierung kommunalen Eigentums
der falsche Weg ist. Auch in der neuen
Partei werden wir uns gegen die Ver-

scherbelung kommunalen Tafelsilbers
wehren. Wohnen ist ein elementares
Gut, es gehört nicht privatisiert. “

LafLafLafLafLafontontontontontaine faine faine faine faine forororororderderderderder ttttt: Planen der: Planen der: Planen der: Planen der: Planen der
ZukZukZukZukZukunfunfunfunfunf t ist ist ist ist ist die gt die gt die gt die gt die grrrrrößtößtößtößtößte Here Here Here Here Herausfausfausfausfausfororororor-----
derung der Linkenderung der Linkenderung der Linkenderung der Linkenderung der Linken
Als eine Lehrstunde über den bürgerli-
chen Parlamentarismus in der BRD ge-
staltete sich die mit viel Beilfall bedach-
te Rede des Fraktionsvorsitzenden der
Linksfraktion im Deutschen Bundestag,
Oskar Lafontaine. Er sprach über die
Rolle und Verantwortung der Bundes-
tagsfraktion beim Parteineubildungs-
prozess und die Aufgaben und Ziele der
neuen Linkspartei. Er definierte Demo-
kratie als System, in dem Regierungs-
geschäf te nach den Interessen der
Mehrheit ausgeführt werden. Stattdes-
sen entscheidet die Bundespolitik in
allen Fragen gegen die Mehrheit des
Volkes. Das betrifft die Erhöhung der
Mehrwertsteuer, die Rentenkürzung
durch die Rente ab 67 oder die Hartz-
Gesetze. 66 % der Deutschen sind ge-
gen die Bundespolitik in Berlin. Trotz
Demonstrationen setzen SPD, CDU/CSU,
FDP und Bündnis 90/Grüne die neo-
liberale Politik fort. Die neue Linke
muss immer im Gespräch mit den Men-
schen bleiben und die Interessen der
Mehrheit verfolgen. Demokratie
braucht Transparenz. „Wir dürfen nicht
so sein oder so werden wie die ande-
ren, sonst verspielen wir die Glaubwür-
digkeit und gehören genauso ab-
gestraft, wie die anderen.“  So wurde
im Manifest zur Programmdiskussion
aufgeschrieben, dass Mandatsträger
der Linken, wo immer sie tätig sind,
nicht auf den Lohnlisten irgendeines
Wirtschaf tsverbandes oder –
unternehmens stehen.  Das Proletariat
bekommt soviel um sich und die Fami-
lie zu ernähren. Aber immer mehr Men-
schen gehören zum „Prekariat“, jenen
Armen die nicht mal das Nötigste ha-
ben, keine Zukunft planen können und
denen selbst die Kraft zum Widerstand
genommen ist. Lafontaine forderte,
diese Ausgrenzung aus dem gesell-
schaftlichen Leben zu beenden und
forderte Mindestlöhne von 8 Euro wie
in Frankreich oder Großbritannien und
Schluss mit Löhnen von 3, 4, 5, oder 6
Euro je Stunde. Überhaupt hat es sich
die Bundestagsfraktion aus Mitglie-
dern von Linkspartei und WASG zum
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Arbeitsprinzip zu machen, das zu for-
dern, was in anderen EU-Staaten selbst-
verständlich ist.
Lafontaine rechnete vor, dass in
Deutschland mit derzeit 34 % Steuern
für Unternehmen bei 50 % wie in Schwe-
den 330 Mrd. Euro und bei 40 % wie im
europäischen Durchschnitt 150 Mrd.
Euro mehr bringen würden. Bei 40.000
Euro Bruttolohnkosten würden 200
Mrd. Euro ausreichen, um die 5 Mio.
Arbeitslosen in Vollerwerbsarbeit zu
bringen. Bei 330 Mrd. Euro blieben so-
gar 130 Mrd. übrig. Stattdessen ge-
währt die Koalitionsregierung sogar
noch 5 Mrd. Euro Steuernachlass. Die
Lohnkostensenkung von 17 Mrd. Euro
heißt  hälftiger Gewinn für die Unter-
nehmen von 8.5 Mrd. Euro.  Der Alli-
anz-Konzern macht 6 Mrd. Euro Gewinn
und entlässt trotzdem tausende Be-
schäftigte. Deutschland ist im Waren-
export das wettbewerbsfähigste Land
der Welt.
Überhaupt müsse das nicht im Volk er-
fundene Wort „Lohnnebenkosten“ ins
Deutsche übersetzt werden. Es ist das
Geld für Rentner, für Kranke, für Arbeits-
lose, für Pflegebedürftige. Also verfol-
gen alle Parteien, die mit uns konkur-
rieren als zentralen Punkt die Kürzung
der Mittel für die Betroffenen.  Das zwei-
te Wort, was die Hirne vernebelt, ist „Fle-
xibilisierung der Arbeitsmärkte“.
Flexibilisierung heißt aber kein Kündi-
gungsschutz, keine Tarifverträge, be-
fr istete Arbeitsver träge, möglichst
niedrige Löhne, Arbeitszeiten rund um
die Uhr ohne Rücksicht auf Familie und
kulturelle Belange. Der Liberale John
Stuart Mill hat gesagt, ganze Bereiche
der Wirtschaft kann man nicht markt-
wirtschaftlich organisieren.  Darunter
fallen die Netze der Energieversorger.
Netze gehören verstaatlicht, sonst ist
das nicht mehr zu kontrollieren und zu
regulieren. Deshalb hat die Linke im
Bundestag eingebracht, die Preiskon-
trolle bei Strom und Gas wieder einzu-
führen. Eine Gesellschaft kann nur funk-
tionieren, wenn der Markt staatlich ein-
geengt  ist, wenn wirtschaftliche Macht
gebrochen wird, wenn die Gesellschaft
wieder ihre Interessen formuliert.  Ei-
gentum und Macht ist die Kernfrage für
Linke überhaupt, sonst gibt es keine
Programmatik. Das betriff t auch die
Haushaltpolitik. Auch vor dem Hinter-
grund des diskutierten Wohnungs-

verkaufs steht diese Frage. Wenn man
den Fonds, die keine sozialen Einrich-
tungen sind, sondern Rendite erwirt-
schaften, Wohnungen verkloppt, stei-
gen die Mieten um 20 %.  Aber es geht
ja nicht nur um Wohnungen, wie beim
Woba-Verkauf in Dresden, sondern um
kommunales Leben überhaupt.

Aufgaben für die nächsten Mona-Aufgaben für die nächsten Mona-Aufgaben für die nächsten Mona-Aufgaben für die nächsten Mona-Aufgaben für die nächsten Mona-
te abgestecktte abgestecktte abgestecktte abgestecktte abgesteckt
Sebastian Scheel, bis 2004 Leipziger
Stadtrat und heute stellvertretender
Landesvorsitzender sowie Landtagsab-
geordneter, sprach zur Fortführung des
ALEKSA – Prozesses „Alternativen den-
ken - Konzepte entwickeln – Gemein-
sam handeln“. Darüber wurde disku-
tiert. Grundlage dafür soll auch das
„Alternative Landesentwicklungskon-
zept für den Freistaat Sachsen –
ALEKSA.“, sein.
Der Samstagabend wurde fast aus-
schließlich von jugendlichen Delegier-
ten gestaltet. Logisch, dass auch der
„Fahnenstreit“ vom Sommer um die
BRD-Flagge eine Rolle spielte. Da wur-
de manches Selbstkritische geäußert.
Die Diskussion bekräftigte die Feststel-
lung von Conny Ernst, dass Jeder Teil
der Gesamtpartei ist und auf diese zu-
rückfällt, auch was einzelne tun.
Aber es gab auch viel Erfolgreiches zu
berichten und gibt es klare auf die Zu-
kunft gerichtete Initiativen. So soll es
künftig statt bisher bis zu fünf Grup-
pen nur einen Jugendverband geben,
dem alle Mitglieder der Partei bis zu
einem Alter von 27 Jahren angehören.
Nahezu einstimmig sprach sich der Par-
teitag dafür aus, den demokratischen
Sozialismus als Weg, Ziel und Werte-
system in der programmatischen Debat-
te zu diskutieren und als Identitätskern
in das Statut der neuen Partei aufzu-
nehmen. Außerdem stimmte der Partei-
tag einstimmig einem Antrag von Dr.
Dietmar Pellmann aus Leipzig und
Hans-Jürgen Muskulus  aus Dresden  für
eine soziale und solidarische Gesund-
heitsreform zu . Ergänzend wurde in
den Antrag das langfristige Ziel einer
demokratisch kontrollierten Einheits-
kasse aufgenommen. Die sächsische
Linkspartei setzt sich für eine solidari-
sche Bürgerversicherung im Gesund-
heitswesen ein, in die alle entsprechend
ihrer Gesamteinkünfte einzahlen.  Die
Landtagsfraktion soll sich für  eine Be-

teiligung des Freistaates an der Förde-
rung von Gesundheitszentren/Polikli-
niken, eine flächendeckende Anstel-
lung von Gemeindeschwestern, die Stär-
kung und bessere personelle Ausstat-
tung des öf fentlichen Gesundheits-
dienstes, insbesondere der Lebensmit-
telkontrollen, sowie  für die Ansiedlung
von Ärzten in unterversorgten Gebie-
ten durch die Bereitstellung öffentli-
cher Gelder einzusetzen.  Die Kreis-,
Stadt und Gebietsverbände sollen
durch politische Aktivitäten die Ein-
bringung dieser Inhalte in die Gesund-
heitsreform der Bundesregierung zu
organisieren.
Der wiederholt in den Medien geführ-
ten Diskussion über Kronprinzessin
oder Kronprinz um den Vorsitz der
Landtagsfraktion erteilte Peter Porsch
eine Absage. In seiner Rede am Sonn-
tag zog er eine Bilanz der Arbeit der
Fraktion in den zurück liegenden bei-
den Jahren. Die PDS ist in Sachsen die
einzige Partei, die bei Landtagswahlen
ihren Stimmenanteil kontinuierlich von
10 % auf 23 % erhöhte. Die Fraktion
nimmt den Anspruch sehr ernst,  stärk-
ste politische Gestaltungspartei in der
Opposition zu sein.  Peter Porsch erklär-
te, dass er den Fraktionsvorsitz aktiv
weiterführen und zum 1. Juli 2007 an
einen Nachfolger oder eine Nachfolge-
rin übergeben wird. Das Abgeordne-
tenmandat will er bis zur Landtagswahl
2009 wahrnehmen.
Der Entwurf für eine Satzung  für den
Landesverband der neuen Linkspartei
wurde eingebracht. Sachsen ist hierbei
Schrittmacher,  hat es doch in den zu-
rückliegenden Monaten weniger Streit
als anderswo gegeben und arbeiten
Vorstände von WASG und Linkspartei
auf verschiedenen Ebenen eng mitein-
ander. Diese Landessatzung soll bis
Januar 2007  in den Basisorganisa-
tionen diskutiert werden. Auf einem
Konvent der neuen Linken wird diese
ebenso wie eine Finanzordnung bera-
ten.                                 Siegfr                               Siegfr                               Siegfr                               Siegfr                               Siegfried Scied Scied Scied Scied Schleghleghleghleghlegelelelelel

Geschlossen
Die Geschäftsstelle der Linkspar-
tei.PDS im Liebknecht-Haus bleibt
vom 21. Dezember 2006 bis 1. Janu-
ar 2007 geschlossen. Ab 2. Januar
gelten wieder die bekannten Öff-
nungszeiten.
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„Da sind wir aber immer noch…“
Blauhemd und das FDJ-Symbol ver-
sucht wurde zu kriminalisieren. Wenn
es nach dem Willen der Regierenden
geht, soll die FDJ aus der sichtbaren
Öffentlichkeit verschwinden.
Aus diesem Grund hat die Landtagsfrak-
tion der Linkspartei.PDS im sächsischen
Landtag eine öffentliche Anhörung or-
ganisiert.
Wenn man als DDR-Bürger in den letz-
ten 16 Jahren etwas gelernt hat, dann
dass in dieser BRD Rechthaben und
Rechtbekommen zweierlei ist.
Die DDR gibt es nicht mehr: Aber es gibt
noch das Bewusstsein der gelebten,
gesellschaftlichen Alternative und  das
Wissen, dass – trotz aller gemachten
Fehler – es mit der DDR 40 Jahre Frie-
den in Europa gab, insbesondere auch
deshalb, weil man die Umsetzung des
Potsdamer Abkommens ernst nahm.
Und auch deshalb sind die derzeit Herr-

In der Vergangenheit mussten wir, Mit-
glieder der FDJ, gerade auch in Sach-
sen immer wieder erleben, wie unser

schenden so eifrig bemüht, selbst die
Erinnerung daran auszulöschen.
Aber das wird ihnen nicht gelingen:
Denn wir - die FDJ - sind noch da! Zu-
sammen mit euch und all jenen, die sich
für die DDR tatkräftig einsetzten und
die wie wir der Meinung sind, dass die
DDR das bessere Deutschland war.
Und deshalb geht es in dieser öffentli-
chen  Anhörung am 1111111111.Januar 200.Januar 200.Januar 200.Januar 200.Januar 20077777
ab 1ab 1ab 1ab 1ab 10:00 Uhr 0:00 Uhr 0:00 Uhr 0:00 Uhr 0:00 Uhr im und vor dem sächsi-
schen Landtag eben nicht nur um un-
ser Symbol.
Es gilt deutlich zu machen, dass man
damit all jene zu kriminalisieren ver-
sucht, die  hierzulande nicht aufhören,
gegen Faschismus und Krieg zu kämp-
fen.
Kommt also vorbei und kommt zahl-
reich! „Auf Dich kommt es an - auf uns
alle!“

Infos bei Marina unter 0174/6923274
oder per mail an logo@fdj.de.

In einem Interview zu rechtsextremen
Ausschreitungen an einer Schule in
Parey erklärte der Innenminister von
Sachsen Anhalt, Holger Hövelmann,
dass möglichst viele Menschen bei
rechtsextremen Vorfällen, insbesonde-
re bei der Kundgabe rechtsextremen
Gedankengutes nicht wegsehen, son-
dern offensiv dagegen Stellung bezie-
hen.  Eine solche Haltung wird bei den
regelmäßigen vom Hamburger Neonazi
Worch in Leipzig organisierten Aufmär-
schen jedoch von den Veranwortlichen
der Polizei aus mehreren Bundeslän-
dern vermisst. So erschallten nur weni-
ge Tage vorher, am 3. Oktober, in Leip-
zig Sprechchöre, ohne dass dagegen
eingeschritten wurde, wie: „Leipzig er-
wache“, „frei, sozial und national – Stra-
ße frei der deutschen Jugend“ oder
„Wer Deutschland nicht liebt, soll
Deutschland verlassen“ und „Nie, Nie,
Nie wieder Israel“.  Selbst als  Redner
dazu aufriefen: „Wir kommen eines Ta-
ges wieder und dann wird Connewitz
geräumt. Das Volk wacht auf. Der Marsch
wird durch das Brandenburger Tor di-
rekt in den Bundestag gehen. Deutsch-
land ist noch lange nicht vereint, es wird
noch dauern, dass in einigen Gebieten

Auch Sächsische Gerichte und  Polizei gegen
Neonazismus in der Pflicht

nicht mehr Russisch, Französisch, Pol-
nisch oder Tschechisch gesprochen
wird“, dachte der Einsatzleiter der Po-
lizei nicht daran, trotz Aufforderung
von Stadträten und eines Landtages-
abgeordneten, dagegen einzuschrei-
ten. Anzumerken ist, dass im Leipziger
Stadtteil Connewitz, der durch Haus-
besetzungen in der Wendezeit bundes-
weit von sich Reden machte, heute
Hausbesetzer und  Bewohner, die schon
viele Jahre hier wohnen, Senioren in
Wohnhäusern mit Betreuungsange-
boten sowie Familien in neuen Wohn-
anlagen oder Eigenheimen gemeinsam
ihr Zuhause haben. Es sollte auch dar-
an erinnert werden, dass es im Oktober
1989 bei den Leipziger Demonstratio-
nen keine Gewalt gab, aber sächsische
Polizisten vor 5 Jahren am 3. Novem-
ber 2001, gewaltsam gegen tausende
Leipziger vorgingen, die sich schon
damals einer „Worch-Neonazidemons-
tration“ auf dem Ring in den Weg stell-
ten. In unverhältnismäßiger Weise setz-
ten damals einzelne Polizisten, die hin-
ter der Polizeikette liefen, Pfefferspray
ein, was ohne Vorwarnung nicht zuläs-
sig ist. Zahlreiche in der ersten Reihe
Stehende wurden dabei verletzt, dar-

unter die Landtagsabgeordnete Corne-
lia Ernst und die Stadträtin Margitta
Hollick. Trotz Strafanzeigen wurden bis
heute die Vorkommnisse von Leipzig
nicht aufgeklärt, geschweige denn,
dass sich der Leipziger Polizeidirektor
vor dem Leipziger Stadtrat bei den
Leipzigerinnen und Leipzigern für das
brutale und unverhältnismäßige Vor-
gehen der eingesetzten Polizeikräfte
am Augustusplatz entschuldigt hätte.
Mit der Einstellung der Untersuchun-
gen deckten sächsische Staatsanwälte
Straftaten von Polizisten gegenüber
couragierten Menschen und offenbar-
ten sächsische Justizbeamte, die regel-
mäßig gegen den Willen der Stadt Leip-
zig die Aufmärsche der Neonazis auch
in Richtung sensibler Ziele genehmi-
gen, Toleranz gegenüber neonazisti-
scher Gesinnung.  Dass ein Innenmini-
ster Zivilcourage von den Bürgern ein-
fordert ist richtig, aber ebenso wichtig
ist, dass auch die „Staatsbürger in Uni-
form“ oder in den Richterroben ihrer
Verantwortung gerecht werden.  Das
Demonstrationsverbot des Bundesver-
fassungsgerichtes gegen Worch und
Anhänger am 28. Oktober in Göttingen,
wo ihm nur eine Kundgebung am Bahn-
hof genehmigt wurde, lässt hoffen.

SiegfrSiegfrSiegfrSiegfrSiegfr ied Scied Scied Scied Scied Schleghleghleghleghlegelelelelel
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Im Juni 2007 steht eine der, vor allem
in der Linken, schon derzeit am inten-
sivsten thematisierten Veranstaltun-
gen bevor: der Gipfel der Gruppe der 8
wird im Ostseebad Heiligendamm zele-
briert werden. Vielmehr als eine Zele-
bration der eigenen Stärke sollte die-
ses Treffen der Staatschefs/innen und
MinisterInnen der sieben führenden
Industrienationen plus Russland ei-
gentlich nicht sein, denn einerseits hat
das Gremium keine offizielle Legitima-
tion für die seit 1975 Jahr für Jahr ge-
führten „Kamingespräche“ über wirt-
schaftspolitische Fragen und weltpoli-
tische „Konfliktlösungsstrategien“,
andererseits verliert der Club an realer
Wirkungsmächtigkeit. Drängen einer-
seits andere Nationalstaaten bzw. Ver-
bünde von Nationalstaaten auf den
Markt (z. B. China als zweitgrößte oder
Indien als viertgrößte Wirtschaf ts-
macht) wird der Einfluss der Politik an
sich durch andere, globale Akteurs-
geflechte, wie transnationale Konzer-
ne unterminiert. Auch in den globalen
wirtschaftspolitischen Institutionen
wie dem IWF (Internationalen Wäh-
rungsfonds) oder der WTO (Welthan-
delsorganisation) büßt das G7/ G8-
Netzwerk an Macht ein.
Trotzdem ist die Relevanz der G 8 als
einem Akteur im globalen kapitalisti-
schen Herrschaftsgeflecht nicht gering
zu schätzen und so werden im Sommer
nächsten Jahres in Heiligendamm
schwere Geschütze aufgefahren wer-
den. Deutschland hat nach Russland
den Vorsitz und damit Gastgeberstatus
des Gipfeltreffens inne. Das Kempinski
Grand Hotel Resort Heiligendamm wird
der Kristallisationspunkt des Treffens
sein. Bereits jetzt beginnt in dem weni-
ge hundert Einwohner zählenden Ost-
seebad eine kleine Privatisierungs-
welle: verschiedene Gelände sind es
bereits und auch Teile des Strandrades
sind im Visier.
Die Vorbereitung von Gegenaktivitäten
(vom Gegengipfel bis zur Massen-
blockade des „ordentlichen“ Gipfels)
ist in verschiedensten linken und zivil-

Gipfel stürmen, Kritik üben
und Alternativen denken.

gesellschaf tlichen Spektren (attac,
Linkspartei, Gewerkschaf ten über
kirchliche Kreise, die entwicklungs-
oder umweltpolitische Szene bis zu
linksradikalen KommunistInnen oder
AnarchistInnen) bereits im Gange. Die
Mobilisierungsphase hat dabei sowohl
aufklärerische wie verknüpfende As-
pekte. In zahlreichen Veranstaltungen
und Publikationen werden die Auswir-
kungen kapitalistischer Ausbeutungs-
politik, für die die G 8 symbolisch ste-
hen, thematisiert. Linke, zivilgesell-
schaftliche und themenspezifisch ar-
beitende Akteure f inden in diesem
Zuge zueinander und möglicherweise
zu einem Bündnis ohne Gleichschal-
tung der eigenen Forderungen in Be-
zug auf gesellschaftliche Veränderun-
gen.
Eine zentrale Aufgabe bleibt es, die Kri-
tik an dem konkreten Treffen der G 8,
die Politik für die sie stehen, herunter-
zubrechen. Der neoliberale Kapitalis-
mus mit seiner Logik des Zurückfahrens
staatlicher Regulation im wirtschaftli-
chen wie sozialen Bereich wird seit den
80er Jahren, dem Durchbruch der
Privatisierungslogik bspw. in Großbri-
tannien mit Margaret Thatcher, von dem
millionenschweren Staats-Oberhaupt-
Netzwerk-Treffen durch mediale Insze-
nierung symbolisch, andererseits durch
handfeste Intervention forciert. Vor
dem Hintergrund der Schuldenfalle in
die zahlreiche Schwellen- und Entwick-
lungsländer mit der Schuldenkrise 82/
83 ganz offensichtlich geraten waren,
der Gründung der WTO 1994 mit ihren
globalen Deregulierungs- und Libera-
lisierungsabkommen GATT, GAT und
TRIPS, war die G 7 (minus Russland) je-
weils zentraler Akteur, der sich zur Ze-
mentierung der eigenen Machtpositi-
on und zur Stabilisierung des globalen
Machtverhältnisses koordinierte und
als Block in den Gremien der konkreten
Politik, wie der Weltbank und dem IWF,
vorgingen.
Die im November zur endgültigen
Beschlussfassung im Europäischen Par-
lament vorliegende EU-Dienstleis-

tungs-„Bolkestein“-Richtlinie ist ein
Projekt mit weit reichenden Folgen für
unser Leben. Sie bettet sich in die Lo-
gik der Liberalisierung der Märkte so-
wohl für materielle wie auch immateri-
elle Waren (Dienstleistungen) zuun-
gunsten der ArbeitnehmerInnen, Ver-
braucherInnen oder ökologischer Stan-
dards ein. Genauso sind das weit rei-
chende und nicht abgeschlossene
Sozialabbauprogramm - in Deutschland
von rot-grün begonnen und von
schwarz-rot rigoros fortgeführt, die
Privatisierung von Bildung - deutlich
zum Beispiel durch den zur Disposition
stehenden freien Zugang zu den Hoch-
schulen oder der Wettkampf um den
Status von Elite-Uni und der damit ver-
bundenen Sonder-Förderung- und die
Privatisierung der Öf fentlichen Da-
seinsvorsorge in den Kontext der von
den G 8 betriebenen Politik zu stellen.
Linkspartei und WASG sind Teile der
Protestbewegung gegen den G 8-Gip-
fel und für alternative Gesellschafts-
konzepte. Nicht Prof ite sondern der
Mensch muss das Zentrum von wirt-
schaftlichem und politischem Handeln
sein. In Leipzig gegen die Zumutungen
von Hartz IV, gegen die rigorose In-
Wertsetzung von bisher staatlicher En-
ergie-, Wasser-, Wohnraumversor-
gungsunternehmen vorzugehen, steht
dabei im selben Kontext wie der Kampf
gegen die Entrechtung von Indigenas
in den Staaten Lateinamerikas oder für
globale Bewegungsfreiheit von Men-
schen jenseits rassistischer oder rein
verwertungsorientierter Kategorien.
Eine Vielzahl von Netzwerken bereitet
sich auf den Sommer 2007 vor, auch
Linkspartei und WASG haben eine Kam-
pagne unter dem Motto „G8 – Gipfel der
Ungerechtigkeit. Menschen vor Profi-
te“ gestartet und in Sachsen steht die
Begründung eines entsprechenden
Bündnisses bevor. Die kommende Aus-
gabe der Zeitung der Jungen Lin-
ken.PDS Sachsen, der neuroticker, wird
sich darüber hinaus intensiver mit der
Thematik beschäftigen.
 „Global Denken, lokal Handeln“ sollte
-  nicht nur in Hinblick auf die anste-
henden, mit dem G8-Gipfel verbunde-
nen Handlungsfelder – ein Leitspruch
linker Politik vor Ort sein.

Juliane NagelJuliane NagelJuliane NagelJuliane NagelJuliane Nagel
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Sparen ist gut – wenn man etwas hat,
was man noch sparen kann! Akteure des
Sozialforums Leipzigs und „Die Über-
flüssigen“ machten mit ihrer Aktion aus
gegebenem Anlass darauf aufmerksam,
dass immer weniger etwas „übrig“ ha-
ben. Im Gegenteil, eine wachsende Zahl
von Leipzigern muss nach der Regel-
satzVO des ALG II ihr Leben, das Über-
leben, gestalten.

Unter der Forderung „Arbeit und Wür-
de statt Suppenküchen und Almosen“
demonstrierten wir die gesetzlich ver-
ordnete Armut mit einer Leine voller

Aktion des Sozialforums Leipzig und „Die Über-
flüssigen“  zum Weltspartag am 30.10.2006

leerer „Sparstrümpfe“ und verteilten
Handzettel mit ausgewählten Beispie-
len: 6,09 Euro für Schuhe, 1,33 Euro
Schreibwaren für Kinder, 2,25 Euro mo-
natlich für eine Waschmaschine oder
19,86 Euro Mobilitäts-(Fahr-)kosten.
Wir wollen es nicht verhehlen, dass die
Resonanz sehr gemischt war, von Ab-
lehnung über Desinteresse bis zu Be-
fürwortung und Bekundung zu tätiger
Mitwirkung. So wurden wir gefragt, wie
und wo man sich in solch aktiven Pro-
test einbringen kann. Auch unser Mar-
kenzeichen – die roten T-Shirts der
„Überflüssigen“ f inden interessierte

Nachfrage. Ein an den Rollstuhl gefes-
selter EU-Rentner bietet finanzielle und
mater ielle Hilfe für noch hilfe-
bedürftigere Menschen an. Ein Pärchen
aus Frankreich nimmt erstaunt zur
Kenntnis, dass es auch in Leipzig ein
Sozialforum, analog wie in ihrer Hei-
mat, gibt. Es wünscht uns Ausdauer und
Erfolg. Wir wünschen uns, dass es auch
in Deutschland gelingen möge „fran-
zösisch“ unseren Protest unüberhörbar
werden zu lassen.

Dann ist es so weit, wir brechen auf zur
montäglichen Demonstration, nicht
bereit, uns mit der „Armut per Gesetz“
für Zehntausende in dieser Stadt, für
Millionen in diesem Land abzufinden.

Petra WeißfußPetra WeißfußPetra WeißfußPetra WeißfußPetra Weißfuß

Die AG „Soziale Politik“ setzte am 24.
Oktober ihre Diskussionreihe „Arbeit
als Menschenrecht? Ist Vollbeschäfti-
gung noch realisierbar?“ mit dem
Schwerpunkt „Grundeinkommen – be-
dingungslos oder bedarfsorientiert“
fort.

Auf der Grundlage eines Beitrages von
Florian Tuczek (Sozialforum Leipzig)
zum bedingungslosen Grundein-
kommen debattierten die Teilnehmer,
die aus unterschiedlichsten politischen
und gesellschaftlichen Kreisen kamen,
in anregender Weise diese Thematik.
Dabei wurden  Fragen aufgeworfen wie:
• Gibt es noch ein Recht auf Arbeit,
wenn es nicht genug gibt?
• Verwahrlost der Mensch ohne Arbeit?
• Kann es Vollbeschäftigung noch ge-
ben?
• Was ist überhaupt Arbeit, Lohnarbeit,
Erwerbsarbeit, gesellschaftlich nützli-
che Arbeit?
• Welchen Stellenwert hat Arbeit (im
Sinne Erwerbsarbeit) für den Einzel-
nen?

Im Verlauf der Diskussion wurde sicht-
bar, dass das Verhältnis zur Arbeit als
sinnerfüllte zweckgerichtete Tätigkeit
und der gesellschaftlich erzwungene
Ausschluss (Arbeitslosigkeit) davon
sehr konträr wahrgenommen werden.
Eine bisher wenig diskutierte Rolle

Grundsicherung / Grundeinkommen –
bedingungslos oder bedarfsorientiert

spielt dabei die unterschiedliche Le-
benserfahrung mit der Arbeitswelt und
der Arbeitslosigkeit in Ost und West.
Während in Ostdeutschland die ausbeu-
tungsfreie Arbeit überwiegend ein un-
verzichtbarer Bestandteil sozialer Be-
ziehungen – bis in die Familien hinein
– darstellte, die abrupt durch Massen-
arbeitslosigkeit   zur Entwurzelung Tau-
sender führte, bestimmte in West-
deutschland die kapitalistische Lohn-
arbeit auch die Beziehungen des Be-
schäftigten zur Arbeitswelt.
Die Diskussion zum bedingungslosen
Grundeinkommen – maßgeblich getra-
gen von jüngeren Menschen ohne die
Erfahrungen der DDR-Arbeitswelt – ne-
giert die sozio-psychologische Funkti-
on des Rechtes auf Arbeit für ein sinn-
erfülltes menschliches Leben. Dabei
geht es nicht gegen das sog. „Recht auf

Faulheit“, es geht um gesellschaftliche
Teilhabe, um menschliche Selbstver-
wirklichung. Neu zu bestimmen sind
Inhalte und Umfang gesellschaftlich
nützlicher Arbeit. Eine Neuverteilung
des gesellschaftlichen Arbeitsvolu-
mens (u. a. Arbeitszeitverkürzung) ist
durchaus in der Lage, das Phänomen
Massenarbeitslosigkeit zu beseitigen.
Die Forderung nach einem bedingungs-
losen Grundeinkommen wiederum fin-
det sich letztlich mit einem Dauerzu-
stand der Massenarbeitslosigkeit ab
und unterschätzt die gesellschaftliche
Funktion von Arbeit. Besonders verhee-
rend wirkt sich dies auf die nachwach-
sende Generation aus, die gar nicht erst
in den Arbeitsprozess hineinwächst. Es
liegt ein gewisser Zynismus in der Aus-
sage: „Du erhältst ein Grundein-
kommen ohne dafür etwas leisten zu
dürfen.“
Die Diskussion ist noch lange nicht ab-
geschlossen und wird deshalb weiter-
geführt.                               PPPPPeeeeetrtrtrtrtra Wa Wa Wa Wa Weißfußeißfußeißfußeißfußeißfuß

Luxemburg-Liebknecht-Demo in Berlin
Zur Luxemburg-Liebknecht-Demonstration am 14. Januar 2007, fährt ein Bus
ab Leipzig, Goethestraße. Der Unkostenbeitrag beträgt dafür 10 Euro pro Per-
son. Ab sofort könnt Ihr Eure Teilnahme in der Geschäftsstelle anmelden. (0341
14064411).

Luxemburg-Liebknecht-Demo in Leipzig
Die Luxemburg-Liebknecht-Ehrung mit Demonstration in Leipzig beginnt am
15. Januar 2007, 17:00 Uhr mit einer Demonstration von der Gustav-Freytag-
straße zum Liebknecht-Haus, Braustraße. Dort findet 18:00 Uhr eine Kund-
gebung statt, auf der das Liebknecht-Haus offiziell an die Linkspartei.PDS
Leipzig übergeben wird.
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Die heiße Phase des Par teineubil-
dungsprozesses hat begonnen. Nicht
mal mehr ein Jahr bleiben Links-
partei.PDS und WASG noch, um gemein-
sam die neue linke Partei in der Bun-
desrepublik auf den Weg zu br in-
gen.
Nun ist es an der Zeit, dass sich die Mit-
glieder beider Parteien und andere In-
teressierte in den Prozess und die Dis-
kussion der vorliegenden Dokumente
aktiv einbringen. Denn eines ist klar:
Die Bildung der neuen Partei gelingt
nur dann, wenn sie von der Basis getra-
gen und gestaltet wird. Unter dieser
Zielstellung fand am 17. November eine

Die Zeit für eine Diskussion ist viel zu kurz!
Mischen wir uns ein!

Basiskonferenz zur Diskussion der Gründungsdokumente am 17. November

ze, sondern die Bedingung der eigenen
Freiheit. Auch der Mensch ist nicht frei,
der seine Mitmenschen unterdrückt
und ausbeutet. Freiheit, Gleichheit, So-
lidarität sind mit Frieden, Bewahrung
der Natur und Emanzipation un-
trennbar verbunden“. (Antrag von Lo-
thar Bisky, Gregor Gysi und Oskar Lafon-
taine an die Parteivorstände von
Linkspartei.PDS und WASG vom 17. No-
vember 2006)
Die Entwürfe der Gründungsdokumen-
te der Partei DIE LINKE zu diskutieren
und dafür Änderungsvorschläge zu
machen, nahmen ca. 90 Interessierte
zum Anlass an der Basiskonferenz teil-

kurz sei. Einen breiten Raum in der Dis-
kussion nahm das notwendige Be-
kenntnis der LINKEN zum demokrati-
schen Sozialismus ein (Nach Ende der
Basiskonferenz wurde eine klarere Be-
stimmung der programmatischen Rich-
tung zur Ergänzung der Eckpunkte ver-
öffentlicht – siehe Kasten).
Bei Erscheinen des Mitteilungsblattes
wird die Diskussion bereits abgeschlos-
sen sein. Denn schon am 10. Dezember
werden in einer gemeinsamen Sitzung
des Parteivorstandes der Linkspar-
tei.PDS und des Bundesvorstandes der
WASG in Berlin Beschlüsse zur Veröf-
fentlichung der Leitanträge zu den
Gründungsdokumenten an die parallel
tagenden Bundesparteitage im März
2007 gefasst werden. In der nachfol-
genden Urabstimmung (30. März bis
18. Mai 2007) sind dann die Grün-
dungsdokumente durch die Mitglieder
beider Parteien zu bestätigen.
Obwohl die Diskussionszeit knapp war,
fand die Mehrheit der TeilnehmerInnen,
war die Basiskonferenz in Leipzig ein
notwendiger und bedeutender Schritt
auf dem Weg zur Bildung der NEUEN
LINKEN.                                     Gerd EiltzerGerd EiltzerGerd EiltzerGerd EiltzerGerd Eiltzer

„Die Linke bekennt sich zum demokratischen Sozialismus. Freiheit und sozia-
le Sicherheit, Demokratie und Sozialismus bedingen einander. In einer demo-
kratisch-sozialistischen Gesellschaft ist die Freiheit des anderen nicht die Gren-
ze, sondern die Bedingung der eigenen Freiheit. Auch der Mensch ist nicht
frei, der seine Mitmenschen unterdrückt und ausbeutet. Freiheit, Gleichheit,
Solidarität sind mit Frieden, Bewahrung der Natur und Emanzipation un-
trennbar verbunden“.
(Antrag von Lothar Bisky, Gregor Gysi und Oskar Lafontaine an die Parteivor-
stände von Linkspartei.PDS und WASG vom 17. November 2006)

offene Basiskonferenz, organisiert von
Mitgliedern der Linkspartei.PDS und
der WASG, statt.
„Die Linke bekennt sich zum demokra-
tischen Sozialismus. Freiheit und sozia-
le Sicherheit, Demokratie und Sozialis-
mus bedingen einander. In einer demo-
kratisch-sozialistischen Gesellschaft ist
die Freiheit des anderen nicht die Gren-

zunehmen. Es wurde eine von Anbe-
ginn spannende Diskussion, drei Im-
pulsreferate zu Beginn der Basiskon-
ferenz gehalten und 14 Teilnehmer-
Innen sprachen in der Diskussion. Der
Spannungsbogen in der Diskussion
reichte von der Ablehnung von Bundes-
wehreinsätzen unter UNO-Kontrolle,
der fehlenden Kennzeichnung der Pri-
vatisierung der öffentlichen Daseins-
vorsorge als neoliberale Politik in den
Eckpunkten bis zur Klage, dass die Dis-
kussionszeit für die Eckpunkte viel zu
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Di., 5. Dezember 2006 - 18:00 UhrDi., 5. Dezember 2006 - 18:00 UhrDi., 5. Dezember 2006 - 18:00 UhrDi., 5. Dezember 2006 - 18:00 UhrDi., 5. Dezember 2006 - 18:00 Uhr
Vernissage zur Fotograf ie-Ausstellung:
»Prora – ein ›Kraft durch Freude‹-Projekt des
NS-Regimes« von Sandra Schubert und Mar-
cel Noack, Hochschule für Grafik und Buch-
kunst Leipzig. Eröffnung und Einführung:
Sandra Schubert und Prof. Dr. Werner
Bramke. RLS.

Do., 7Do., 7Do., 7Do., 7Do., 7. Dezember 2006 - 9:00 Uhr. Dezember 2006 - 9:00 Uhr. Dezember 2006 - 9:00 Uhr. Dezember 2006 - 9:00 Uhr. Dezember 2006 - 9:00 Uhr
Jahresabschluss der AG Senioren. LHL.

Do., 7Do., 7Do., 7Do., 7Do., 7. Dezember 2006 - 1. Dezember 2006 - 1. Dezember 2006 - 1. Dezember 2006 - 1. Dezember 2006 - 14:00 Uhr4:00 Uhr4:00 Uhr4:00 Uhr4:00 Uhr
Kreativnachmittag. Der Jahreszeit entspre-
chend, soll vor allem Weihnachtsschmuck ge-
bastelt werden. Bürgerbüro MdB Dr. Barbara
Höll, Gorkistraße 120.

Do., 7Do., 7Do., 7Do., 7Do., 7. Dezember 2006 - 1. Dezember 2006 - 1. Dezember 2006 - 1. Dezember 2006 - 1. Dezember 2006 - 19:19:19:19:19:15 Uhr5 Uhr5 Uhr5 Uhr5 Uhr
Vortrag und Diskussion: Neocons und Femi-
nismus? Neue Herausforderungen für
Geschlechterverhältnisse und Geschlechter-
politiken. Mit Katharina Pühl, M. A., Basel.
In Zusammenarbeit mit powi+, Freundeskreis
Politikwissenschaft Leipzig, StudentInnenRat
Uni Leipzig, Herbert-Wehner-Bildungswerk
u. a.  Universität Leipzig, Hörsaal Beethoven-
straße 15.

Sa., 9. Dezember 2006 - 20:00 UhrSa., 9. Dezember 2006 - 20:00 UhrSa., 9. Dezember 2006 - 20:00 UhrSa., 9. Dezember 2006 - 20:00 UhrSa., 9. Dezember 2006 - 20:00 Uhr
Ausstellungseröf fnung „Konstruktion-
Dekonstruktion“ Fotos von Alicja Jonowska
(Krakow). linXXnet.
Di., 12. Dezember 2006 - 18:00 UhrDi., 12. Dezember 2006 - 18:00 UhrDi., 12. Dezember 2006 - 18:00 UhrDi., 12. Dezember 2006 - 18:00 UhrDi., 12. Dezember 2006 - 18:00 Uhr
Buchvorstellung und Diskussion: Wiederkehr
der Proletarität – Abschied vom Proletariat?

Regelmäßige Termine
Alle Veranstaltungen ohne Ortsangabe finden im Liebknecht-

Haus (LHL) statt. Das linxxnet befindet sich in der
Bornaischen Straße 3 d.

Die Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) hat ihren Sitz in der
Harkortstraße 10.

BerBerBerBerBeratung der Oratung der Oratung der Oratung der Oratung der Or tsvtsvtsvtsvtsvorororororsitzenden undsitzenden undsitzenden undsitzenden undsitzenden und
Sprecher der ZusammenschlüsseSprecher der ZusammenschlüsseSprecher der ZusammenschlüsseSprecher der ZusammenschlüsseSprecher der Zusammenschlüsse
3. Dienstag im Monat, 15:00 Uhr und
18:30 Uhr
AAAAAG BeG BeG BeG BeG Betrtrtrtrtr ieb & Geieb & Geieb & Geieb & Geieb & Gewwwwwerererererkkkkkscscscscschafhafhafhafhaf ttttt
jeden 2. Donnerstag, 19:00 Uhr
AG Cuba siAG Cuba siAG Cuba siAG Cuba siAG Cuba si
jeden 2. Dienstag, 18:00 Uhr
AG Junge GenossInnenAG Junge GenossInnenAG Junge GenossInnenAG Junge GenossInnenAG Junge GenossInnen
jeden 1. Mittwoch, 18:30 Uhr
AG LisaAG LisaAG LisaAG LisaAG Lisa
jeden 3. Montag, 19:00 Uhr

AAAAAG PG PG PG PG Pararararar ttttteireireireireirefefefefeforororororm vm vm vm vm von unton unton unton unton untenenenenen
jeden 3. Donnerstag, 19:00 Uhr
AG SeniorenAG SeniorenAG SeniorenAG SeniorenAG Senioren
jeden 1. Donnerstag, 9:00 Uhr
AG Soziale PolitikAG Soziale PolitikAG Soziale PolitikAG Soziale PolitikAG Soziale Politik
jeden 1. Dienstag, (Arbeitsberatung) und
jeden 4. Dienstag, (thematische Veranstal-
tung, 18:00 Uhr, linxxnet.
AAAAAG TG TG TG TG Tollwutollwutollwutollwutollwut
mittwochs, 19:00 Uhr, linxxnet
GBM e. VGBM e. VGBM e. VGBM e. VGBM e. V. – Spr. – Spr. – Spr. – Spr. – Sprececececechshshshshstundentundentundentundentunden
jeden 1. Montag, 9:30 bis 11:00 Uhr
GRH e. VGRH e. VGRH e. VGRH e. VGRH e. V. – Spr. – Spr. – Spr. – Spr. – Sprececececechshshshshstundentundentundentundentunden
jeden 3. Mittwoch, 15:00 Uhr
IG Wohnungs- und MietpolitikIG Wohnungs- und MietpolitikIG Wohnungs- und MietpolitikIG Wohnungs- und MietpolitikIG Wohnungs- und Mietpolitik
jeden 3. Dienstag, 15:00 Uhr

ISOR e. VISOR e. VISOR e. VISOR e. VISOR e. V.....
jeden 4. Mittwoch, 16:00 Uhr, Messemagis-
trale, Straße des 18. Oktober 10 a
Kommunistische PlattformKommunistische PlattformKommunistische PlattformKommunistische PlattformKommunistische Plattform
jeden 1. Donnerstag, 18:30 Uhr
Ökologische PlattformÖkologische PlattformÖkologische PlattformÖkologische PlattformÖkologische Plattform
jeden 1. Mittwoch, 19:00 Uhr
Marxistisches ForumMarxistisches ForumMarxistisches ForumMarxistisches ForumMarxistisches Forum
jeden 1. Dienstag, 18:00 Uhr
Die Linke.HochschulgruppeDie Linke.HochschulgruppeDie Linke.HochschulgruppeDie Linke.HochschulgruppeDie Linke.Hochschulgruppe
mittwochs, 19:00 Uhr, linxxnet
RentenberatungRentenberatungRentenberatungRentenberatungRentenberatung
Termine nach telefonischer Vereinbarung
unter Tel.: 14 06 44 11
StadtvorstandssitzungStadtvorstandssitzungStadtvorstandssitzungStadtvorstandssitzungStadtvorstandssitzung
jeden 2. Dienstag, 19:00 Uhr

Terminvorschau

Die Redaktion des Mitteilungsblattes und der Stadtvor-
stand der Linkspartei.PDS Leipzig wünschen allen

Leserinnen und Lesern, allen Mitgliedern und
SympathisantInnen der Leipziger Linkspartei sowie unseren
Freunden der WASG frohe und friedliche Weihnachten und

einen guten Start ins Jahr 2007.

Das Projekt »Klassenanalyse@BRD« der
Marx-Engels-Stiftung, Vorstellung der bis-
her erschienenen drei Bände. Mit Prof. Dr.
Ekkehard Lieberam und Dr. Herbert Mün-
chow. RLS.

Mi., 13. Dezember 2006 - 14:00 UhrMi., 13. Dezember 2006 - 14:00 UhrMi., 13. Dezember 2006 - 14:00 UhrMi., 13. Dezember 2006 - 14:00 UhrMi., 13. Dezember 2006 - 14:00 Uhr
Sitzung des Leipziger Stadtrates. Neues Rat-
haus, Stadtratssaal.

Do., 4. Januar 2007 - 9:00 UhrDo., 4. Januar 2007 - 9:00 UhrDo., 4. Januar 2007 - 9:00 UhrDo., 4. Januar 2007 - 9:00 UhrDo., 4. Januar 2007 - 9:00 Uhr
Beratung der AG Senioren: Möglichkeiten des
Einsatzes erneuerbarer Energien. Mit Prof.
Finster. LHL.

Mi., 1Mi., 1Mi., 1Mi., 1Mi., 10. Januar 2000. Januar 2000. Januar 2000. Januar 2000. Januar 20077777, 1, 1, 1, 1, 18:00 Uhr8:00 Uhr8:00 Uhr8:00 Uhr8:00 Uhr
Buchvorstellung und Diskussion: "Ost-
deutschland – Zwischen Währungsunion und
Solidarpakt II" Mit Karl Mai, Halle, Mitautor
und Mitherausgeber. Moderation: Dr. Dieter
Janke. RLS.

Mo., 1Mo., 1Mo., 1Mo., 1Mo., 15. Januar 2005. Januar 2005. Januar 2005. Januar 2005. Januar 2007 - 17 - 17 - 17 - 17 - 177777:00 Uhr:00 Uhr:00 Uhr:00 Uhr:00 Uhr
Von Rosa zu Karl: Luxemburg-Liebknecht-
Ehrung in Leipzig, Demonstration ab Luxem-
burg-Stele mit anschließender Kundgebung
vor dem Liebknecht-Haus. Treff: Gustav-

Freytag-Straße.

Mi., 1Mi., 1Mi., 1Mi., 1Mi., 177777. Januar 200. Januar 200. Januar 200. Januar 200. Januar 2007 - 17 - 17 - 17 - 17 - 18:00 Uhr8:00 Uhr8:00 Uhr8:00 Uhr8:00 Uhr
Die Arbeitsgruppe Politische Bildung lädt
unter dem Thema: „Die Arbeitswelt im Wan-
del - Arbeitsmarkt – Kapitalverwertung –
Lebenswelt“ zum Bildungsabend ein. Diskus-
sionspartner: Dr. Dieter Janke, Fraktions-
assistent der Linksfraktion. PDS im Stadtrat
zu Leipzig; ND - Autor.  Stadtteilzentrum
Messemagistrale, Str. d. 18. Oktober 10a.

Sa., 2Sa., 2Sa., 2Sa., 2Sa., 277777. Januar 200. Januar 200. Januar 200. Januar 200. Januar 2007 - 20:00 Uhr7 - 20:00 Uhr7 - 20:00 Uhr7 - 20:00 Uhr7 - 20:00 Uhr
Filmabend der AG Junge GenossInnen. Ge-
zeigt wird der Film: „Sie nannten ihn Amigo“.
Der Eintritt ist frei. LHL.

Mi., 3Mi., 3Mi., 3Mi., 3Mi., 311111. Januar 200. Januar 200. Januar 200. Januar 200. Januar 20077777, 1, 1, 1, 1, 18:30 Uhr8:30 Uhr8:30 Uhr8:30 Uhr8:30 Uhr
Vortrag und Diskussion: Die Linke und das
Streben um die politische Macht. Teil 2. Mit
Prof. Dr. Ekkehard Lieberam, Leipzig, Klub
Gshelka, An der Kotsche 51.

Do., 1. Februar 2007 - 9:00 UhrDo., 1. Februar 2007 - 9:00 UhrDo., 1. Februar 2007 - 9:00 UhrDo., 1. Februar 2007 - 9:00 UhrDo., 1. Februar 2007 - 9:00 Uhr
Beratung der AG Senioren: Macht und Herr-
schaft des Kapitals in der Bundesrepublik
Deutschland. Mit Paul Glier. LHL.


